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eht  das auch per E-Mail? Zu den Anforderungen  an die
uslegungsbekanntmachung  gemäß § 3Il  2 BauGB
ach der bundes- und oberverwaltungsgerichtlichen
echtsprechung

ilian Dombert,  Potsdam'

se(ten  werdert Bau1eitpläne, die in jabrelangen P1a-

'erfahren mühsam aufgestellt worden sind, allein des-
)71 aen Verwaltungsgericbten verworfen, weil die auf-
le Gemeinde die gesetz1icben A4orderungen  (2?2 die
ungsbekanrttmachung nach S 3 II  2 BauGB nicht ein-
'rt hat, Das  BVerwG bat in diesem Zusammenharzg

scbluss  vom  7. 6. 2021 die umstrittene  Frage  geklärt,

Bekanrttmachung auch darauf hinweisen muss, dass
tsliegenden Planentwurf  per E-Mail  Ste1lung genom-
ierdett katm. Aucb andere Judikate aus der jüngererz
:genbeit  geben  Anlass,  sich derz  Vorgaben  an  die

qtmachung der Öffentlichkeitsbeteiligung  erneut zu

n Jahr hat es gedauert. Ein Jahr, in dem man mit
f das Urteil  des OVG  Münster  vom  21.  1. 20191

ichen  Verfahren  gegen  Bauleitpläne  vortragen

: Planung sei wegen eines Verstoßes gegen S 3 II 2
lerhaft,  weil  die  Bekanntmachung  zur  Durchfüh-

;ffentlichkeitsbeteiligung  den  Hinweis  enthalten

ingnahmen  könnten  ,,schriftlich  oder  zur  Nieder-

i der Verwaltung  abgegeben  werden.  Dann  trat

Koblenz  mit  Urteil  vom  10.  6. 2020  der  Recht-

aus Nordrhein-Westfalen  entgegen.2  Wie  sich  nun

rfOlg.  Mit  Beschluss  vom  7. 6. 2021  hat  sich  das

aaltungsgericbt  der  Auffassung  aus  Rheinland-

ichlossen,-' Gegenstand  der  zwischen  den  Gerich-

erfen Frage  war,  ob der  Hinweis  in  vorgenannter

eÄgnet ;St, diejenigen  Bürgerinnen  und  Bürger  von

e eföer Stellungnahme  abzuhalten,  die  sich  zur

=n Planung gerne per E-Mail  äußern wollen. Jetzt
3r ist  es nicht.

kommen  ist."  Durfö  die Vorschriften  des Baugesetzbuches

zur  Öffentlichkeitsbeteiligung  soll  sicliergestellt  werden,  dass

die am Gemeindeleben  interessierten  Bürgerinnen  und  Bür-

ger  in  transparenter  Weise  die  Möglichkeit  eföalten,  ihre

eigenen  Interessen  und  Rechte  frühzeitig  geltend  zu machen.

Ihnen  kommt  damit  eine  rechtsstaatliföe  Funktion  zu.  Dane-

ben  hat  die Beteiligung  der  Öffentlifökeit  eine  demokrati-

sche  Funktion,  indem  die  Bürger  rechtzeitig  aktiv  in  den  Pla-

nungsprozess  einbezogen  werden.5  Die  Beteiligung  der

Öffentlifökeit  entfaltet  für  die  Bauleitplanung  folglich  einer-

seits  eine  Informationsfunktion.6  Andererseits  dient  sie auch

der vollständigen  Ermittlung  und  der zutreffenden  Bewer-

tung  der  von  der  Planung  betroffenen  Be1ange.7  Die  Mög-

lichkeit  zur  Stellungnahme  für  die Öffentlichkeit  hat  damit

bereits  Auswirkung  auf  die  inhaltliche  Abwägung.

Das  BVerwG  erkennt  diesen  engen  Zusammenliang  zwi-

schen Öffentlichkeitsbeteiligung  und Abwägung nach S I
VII  BauGB  ausdrücklich  an.8

«. Funktionen  der  Bekanntmachung

Damit  die  Öffentlichkeitsbeteiligung  ifüen  Zweck  erfüllen

kann,  muss  die  Öffentlichkeit  freilich  darüber  informiert

werden,  dass  die  Gemeinde  ein  Bauleitplanverfahren  betreibt

und  eine  Beteiligung  möglich  ist.  Dafür  sieht  das Baugesetz-

buch  vor,  dass  die  Auslegung  der  Planunterlagen  bekanntzu-

machen  ist.  Die  Bekanntmachung  der  Öffentlichkeitsbeteili-

gung  soll  den  Bürgerinnen  und  Bürgern  ihr  Interesse  an der

in  Aufstellung  befindlichen  Bauleitplanung  bewusst  maclien.

Mit  dieser  sogenannten  ,,Anstoßfunktion"9  ist  etwa

gemeint,  dass  sich  das Gemeindegebiet,  für  das der  Bauleit-

plan  aufgestellt  werden  soll,  aus der  Bekanntmachung  hin-

reichend  deutlich  ergeben  muss.  Es kann  etwa  mit  ortsüblich

Der Autor  ist Rechtsanwalt  und assoziierter  Partner  bei DOMBERT
Rechtsanwälte  in Potsdam.  Zu seinen Beratungsschwerpunkten  zäh-

len das Bau- und Planungs-  sowie  das Kommunalrecht.

1 Stellung  1 0VC/Mgrisfer,Urt.v.;ii.i.zoig-iüD»3/i7.NE,juris.

2 0VGKoblenz,lJrt.v.ho.6.»o»o-8Ci'i4o3lig,3uris.
' BauGB sind  Entwürfe  von  Bauleitplänen  mit  3 BVerwG, Beschl. v. 7. 6. 2021 -  4 BN 50/2ü,  LKV 2021, 462 (in diesem

lung und  den  nafö  Einschätzung  der  Gemeinde  Heff'

berel,tS VOrll,genden  umweltbezogenen Stel- 4 SNiWehVe:la2zou21Th,8ie:e/Dombert, LKV 202C1, 110 (mf.); siehe auch Heyn,
für die Dauer eines  Monatsi  mindestens  jedoch  5 Dusch, NVwZ 2012, 1580 (1581); Schrödter/Wahlhäuser, in: Schrödter,

' Von 3o Tagen' oder bei Vorliegen eines wichti- 6 SBcahuiGnBk, 9in:A5u;a' n(n2oo'w9s)Äy'/3URench3'fritz, BeckOK BauGB, 48. Ed. (i. 8. 2019),
für die Dauer  einer  angemessenen  längeren  'jgRn.g.

:h auszulegen.  Sinn  und  :Zweck  dieser  Regelung  7 Schink  (o.Fußn. 6), !  3 Rn. 3; Kuschnerus,  Der sachgerechte  Bebau-

end bekannt,  auch  wenn  ilinen  in Zeiten  der  ungsp'an'4'Aufl'(2o'ois'487'Rn'97o'
emie noch einmal besondere Bedeutung zuge- g8 BgVyeerrWwG4Buert,SCvh.'i7v.'i',i."'»1oo2o;i'-24-c4iB5zNoi,523/uor2is,%unr.'si4.R'4'
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bekannten  Sfölagworten  beschriebenlo und  durcli  Abdruck

einer  eindeutigen  Karte  dargestellt  werden.l'  Auch  wird

man  verlangen  müssen,  dass der  Inhalt  der beabsichtigten

Planung  knapp  beschrieben  wird.12  All  das ist  erforderlifö,

damit  die von  der  Bauleitplanung  potenziell  Betroffenen  ihr

eigenes  Interesse  am  Fort-  und  Ausgang  des  Verfalirens

erkennen  können.

Der  Zweck  der  Auslegungsbekanntmachung  erschöpft  sich

darin  indes  nicht.  Wegen  der  vorgenannten  Refötsstaats-,

Demokratie-,  Informations-  und  Verfahrensfunktion  der

Öffentlichkeitsbeteiligung  muss  den Bürgerinnen  und  Bür-

gern  auch  deutlich  gemacht  werden,  dass sie sifö  an dem

Aufstellungsverfahren  zum  Bauleitplan  beteiligen  können.

Sie können  Bedenken  erheben  oder  Fragen  aufwerfen,  Alter-

nativvorschläge  unterbreiten  und  freilich,  was  in der  Praxis

oft  zu kurz  kommt,  auch  Zustimmung  äußern.  Damit  die

Bekanntmachung  diesen  Zielen  gerecht  werden  kann,  lautet

die entscheidende  Maßgabe  für  den  Bekanntmachungstext,

dass  sich  keine  an der  Bauleitplanung  interessierte  Bürgerin

und  kein  interessierter  Bürger  von  einer  Beteiligung  abgehal-

ten  sehen  darf.  Diese  Anforderung  steht  mit  der  Rechtspre-

chung  des BVeruiG  unstreitig  fest.13

2.  Mindestinhalt  der  Bekanntmachung

Das  Baugesetzbuch  enthält  nur  einige  explizite  Vorgaben,

wie  auf  die  Durchführung  der  Öffentlichkeitsbeteiligung

aufmerksam  gemacht werden soll. In S 3 II 2 BauGB heißt es
insoweit,  dass  Ort  und  Dauer  der  Auslegung  sowie  Angaben

dazu,  welche  Arten  umweltbezogener  Informationen  verfüg-

bar  sind,  mindestens  eine  Woche  vorher  ortsüblich  bekannt

zu  machen  sind;  dabei  ist  darauf  hinzuweisen,  dass  Stellung-

nahmen  während  der  Auslegungsfrist  abgegeben  werden

können  und  dass  nicht  fristgereföt  abgegebene  Stellungnah-

men  bei der  Beschlussfassung  über  den  Bauleitplan  unbe-

rücksichtigt  bleiben  können.

Auf  den  ersten  Blick  scheinen  die gesetzlichen  Anforderun-

gen  an die  Bekanntmachung  klar  und  unmissverständlich.  In

der  gemeindliclien  Planungspraxis  haben  sie jedoch  Handha-

bungsfragen  aufgeworfen,  die  immer  wieder  Gegenstand  ver-

waltungsgerichtlicher  Entscheidungen  sind  und  schon

manch  umfangreiche  Planung  zu  Fall  gebracht  haben.

a) Zeit/icheAspekteundOrtsübIichkeit

Praktisch  unproblematisch  dürfte  noch  die  Vorgabe  sein,

dass die Bekanntmachung  mindestens  eine  Woche  vor  der

Öffentlichkeitsbeteiligung  erfolgen  muss.14  Die  Gemeinde  ist

gut  %eraten, stets  mit  großzügigem  Vorlauf  auf  die Durch-

führung  der  Öffentlichkeitsbeteiligung  liinzuweisen  und  so

Zweifel  gar  niclit  erst  aufkommen  zu lassen.  Schon  die  Vor-

gabe,  dass  auf  die  Öffentlichkeitsbeteiligung  ortsüblich  hin-

zuweisen  ist,  lässt  indes  die  Frage  auflcommen,  was  ortsüb-

lich  ist. Sie wird  zwar  einhellig  dahingehend  beantwortet,

dass sich  die Bekanntmachung  insoweit  nach  Landes-  und

Ortsrecht  richtet.15  Da sich  diese  Vorschriften  aber  unter-

scheiden,  ist  es für  die Gemeinde  unumgänglicli,  das jewei-

lige  Landes-  und  Ortsreclit  zu prüfen  und  zu beachten.

Des Weiteren verlangt S 3 II 2 BauGB, dass die Bekann

chung  Ort  und  Dauer  der  Auslegung  zu benennen  hat.

die  formale  Vorgabe  eindeutig  sein,  zu  den  inhaltli

Anforderungen  an Ort  und  Dauer  der  Auslegung  exi

eine umfangreiche  Judikatur.  Sie betrifft  nicht  nur  die F
wälirend  wie  vieler  Stunden  innerhalb  des Auslegung:

raumes  die  Planunterlagen  einsehbar  sein  müssen.16

Rechtsprechung  musste  auch  darüLier  entscheiden,  ot

Ort  der  Offenlage  hinreiföend  leicht  aufzusuchen  und  ii

Bekanntmachung  präzise  beschrieben  war.17

b) Arten  umweItbezogener/nformationen

Die  Bekanntmaföung  muss  darüber  hinaus  Angaben

maföen,  welche  Arten  umwekbezogener  Infori'nationen

fügbar  sind.  Nachdem  diese  gesetzliche  Vorgabe  in der

gangenheit  untersföiedliche  Interpretation  erfahren  liat

das  BVerwG  liier  jüngst  für  Klarheit  gesorgt:

S 3 II 2 Halbs. 1 BauGB verpflichtet  die Gemeinde, zwa

behandelten  Umweltthemen  nach  Themenblöcken  zu

menzufassen  und  diese  in der  Auslegungsbekanntmac

schlagwortartig  zu charakterisieren.  Sie darf  bei  der  Bili

der  Schlagwörter  grundsätzlich  sinntragende  Begriffe

dem  Titel  der jeweiligen  Information  aufgreifen.  Von

Gemeinde  wird  für  die Angabe  der  Arten  umweltbezo(

Informationen  hingegen  weder  ein  Hinweis  auf  c

Beschaffenheit  als  Gutachten,  Stellungnahme  oder  dei

clien  noch  ein Hinweis  auf  den Autor  oder  Urheber

1angt.18  Es ist  ihr  aber  niföt  erlaubt,  die  belcannt  ZLl  ma«

den  Informationen  auszuwählen  und  zwischen  für  we

lich  und  unwesentlich  gehaltenen  Informationen  zu  u

scheiden.  In der  öffentlichen  Bekanntmachung  der  A

gung  des Planentwurfs  muss  sich  jede  verfügbare  Umwi

formation  thematisch  wiederfinden.  Es kommt  dabei  i

auf  inhaltliche,  nicht  auf  formale  Vollständigkeit  an.l'

der  Umweltbericht  als Bestandteil  der  Begründung  zum

leitplan  die  entscheidende  umweltbezogene  Stellungna

ist,  die  der  Gemeinde  vorliegt,  ist  dieser  dringend  anger.

i o 8VerwC,Urt.v.6.7.ig84-4Cz»/8ü,juris,Leitsätze.

ii  VGH Mannheim,  Urt.  v. g. 8. 2002  -  5 D 8i8/oo,  juris,  Rn. 34; Ai
in: Rixner/Biedermann/Charlier,  Systematischer  Praxis-Komm

BauGB/BauNV0,  3. Aufl.  (2018), E3 3 BauGB Rn. 2.

12 8l/erwC,Beschl.v.i7.i».zoo4-4BN48/o4,juris,Rn.7ff.

i3  8l/erwC,Beschl.v.z7.5.zoi3-4BN.i8/i3,juris,Rn.7.
'i4  Dazu Battis,  in: Battis/Krautzberger/Löhr,  Baugesetzbuch,  i4

(,iüig),  F3 3 Rn. i5.

i5  BVerwG, Urt. V. 26. 5. 1978 -  4 C g177, juris,  Rn. 21; siehe dazb

führlich  Schrödter/Wahlhäuseöyo.Fußn.  5), F3 3 Rn. 5g.

'r6 Siehe dazu BVerwG, Urt. v. 4. 7. '1980 - 4 C 25/78,  juris,  wonat
Beschränkung  auf die  Stunden  des Publikumsverkehrs  ir

Gemeindeverwaltung  und damit  auf insgesamt  33 Stundei

Woche  ausreichend  ist; VGH München,  Beschl. V. 23. 7. 1981 -
76, juris,  wonach  es in Kleingemeinden  ausreicht,  Montag  und
nerstag  von ü8 bis 20 Uhr und Samstag  vün 8 bis i6  Uhr  auszul

OVG lüneburg,  Urt. v. 7. 1'l. rgg7 - ' K 2470/96,  juris,  wona
ehrenamtlich  verwalteten  Gemeinden  auch insgesamt  g Stu
auf  zwei  Tage verteilt  ausreichen  können.

i7  BVerwG,Eleschl.v.z7.5.»o«3 -4BNz8/ü3,juris,Rn.8;8lt'e'rwC,1
29. 1. 2009  -  4 C ü6/o7, juris,  Rn. 34ff;  siehe dazu Schrödter/i
häuser(o.Fußn.  6), § 3 Rn. 66.

ü8 8I/erwC,Urt.v.6.6.zo*g-4CN7/ü8,juris,Leitsätze.

üg BVerwG,  Urt.  V. 20. 1. 2021 -  4 CN 7hg,  juris,  Leitsatz  und Rn. 22 f
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sich an den Themen des Umweltberichtes auch bei der Aus-
legungsbekanntmachung  zu orientieren.2o

Hinweis  auf  StellungnahmemögIichkeit:  Heißt
schriftlich  auch per E-Mail?

Vergleich dazu unproblematisch  scheint sich die weitere

iafüiche  Voraussetzung auszunehmen, wonach in der

kanntmachung  darauf hinzuweisen  ist, dass Stellungnah-

:n wälirend der Auslegungsfrist  abgegeben werden kön-

l].  Dofö  dieser Schein trügt. Denn in der gemeindlichen

tnungspraxis  hat es sich, wenngleich  der Wortlaut  von S 3

2 BauGB  dies nicht  verlangt,  etabliert,  in den Bekanntma-

ungstexten  Zu  formulieren,  Stellungnahmen  könnten

:liriftlich  oder zur Niederschrift  in der Gemeindeverwal-

ig"  abgegeben werden. Auch in manchen Handreichun-

n der  Bauministerien  der Länder an die Kommunen  wird

dieser  Formulierung  geraten.21 Was unter  anderem als

rgerfreundlicher  Hinweis  gedacht sein dürfte, ist zuletzt

:genstand  prominenter  Gerichtsentscheidungen  gewesen.

:nn  in  Zeiten,  in  denen der Beteiligung  an Planungsverfali-

i  über  das Internet  immer  größere Bedeutung zukommt,22

t die,,sföriftlifö  oder zur  Niederschrift"  eingeräumte  Stel-

ügnahmemöglichkeit  die Frage  aufgeworfen,  ob aufö auf

:ktronische  Beteiligungsmöglichkeiten  explizit  hinzuweisen

ndes-  und  oberverwaltungsgerichtliche

chtsprechung

ier  Bekanntmachungsformulierung  sich  eine  interes-

rgerin  oder  ein  interessierter  Bürger  indes  von  einer

ng abgelialten  sehen  könnte,  darüber  gingen  die

n der  Oberverwaltungsgerichte  jüngst  auseinander.

» denkbar  ist  es,  dass  der  Bekanntmaföungstext

auf  die Stellungnahmemöglichkeit  hinweisen  muss,

r näherer  Aussagen  zur  Form  der  Stellungnahme

l darf.24  Nach  dem  Gesetzeswortlaut  ist  ein  solcher

nämlich  nicht  verlangt.  Geht  man  indes  mit  der

lichen Handhabung,  dass  sich die  Öffentlichkeit

Ch oder  zur  Niederschrift"  bei der  Gemeindever-

zu den Planungsabsichten  äußern  kann,  wirft  das

: aufi ob dann  nicht  auch  alle  anderen  Formen  der

ngi konkret  die  Möglichkeit  der  Stelfüngnahme  per

benannt werden  müssen.

tdes  OVG Münster

t des IO. Senats  des OVG  Münster  sollte  der

3 Stellungnahmen  ,,schriftlich  oder  zur  Nieder-

geben werden  können,  den  Anforderungen  an

;sgemäße  Bekanntmachung  nicht  mehr  genü-

rentiiche Bekanntmachung  dürfe  nämlich  keine

Einschränkungen  enthaken,  die geeignet  sein

h nur einzelne  an der  Bauleitplanung  interes-

!nnen und  Bürger  von  Stellungnahmen  zu der

-ihalten.z" [)aS  aber  sei bei einer  Bekanntma-

ll, die darauf  hinweist,  dass  Stellungnahmen  bei

e schriftlich  oder  während  der  Dienststunden

zur  Niederschrift  vorgebracht  werden  könnten.  Die  Formu-

lierung  sei geeignet,  einzelne  Bürger  von  einer  Beteiligung  im

Aufstellungsverfahren  abzuha1ten.27 S 3 II 2 BauGB schreibe
diese  Form  nicht  vor,  sodass  zum  Beispiel  auch  eine  Stelfüng-

nahme  per  E-Mail  zulässig  sei. Die  ältere  Rechtsprechung

des  BVerwG,  wonach  die  Formulierung,  Bedenken  und

Anregungen  könnten  ,,scliriftlich  oder  zur  Niedersförift"

vorgetragen  werden,28  nicht  dem  Gesetz  widerspreche,  weil

es notwendig  sei, dass die Argumente,  die für  oder  gegen

eine  Überarbeitung  der  Bauleitplanung  sprächen,  scfüiftlich

niedergelegt  würden,  dürfte  nur  die  Abgrenzung  zu  lediglich

mündlich  vorgetragenen  Argumenten  im  Blick  gehabt  haben.

Sie  ersclieine  angesichts  der  inzwischen  weit  verbreiteten

elektronischen  Übertragungswege  und  des Umstandes,  dass

die  ausgelegten  Unterlagen  auch  im  Internet  eingesehen  wer-

den  können,  überhok.29

Auch  der  2. Senat  des Oberverwaltungsgericlits  schloss  sich

in  weiteren  Entscheidungen  der  Ansicht  der  Kolleginnen  und

Kollegen  aus dem  eigenen  Haus  an.3o Für  Nordrhein-West-

falen  stand  damit  fest,  dass  Bekanntmachungen  zur  Öffent-

lichkeitsbeteiligung  sich  nicht  mit  dem  liergebrachten  Hin-

weis  auf  die  Möglichkeit  zur  Stellungnahme  begnügen  lconn-

ten,  sondern  zusätzlich  darauf  hinweisen  mussten,  dass  Stel-

lungnahmen  auch  per  E-Mail  abgegeben  werden  können.31

b) Widerspruch  aus  Rheinland-Pfalz

Dem trat das OVG KoMenz ein gutes Jalir später mit Urteil
vom  IO.  6. 2020  entgegen.32  Im  rechtlichen  Ausgangspunkt

mit  dem  Münsteraner  Gericht  übereinstimmend,  sei insoweit

entscheidend,  ob  die  Formulierung,  dass  Einwendungen

,,schriftlich  oder  zur  Niederschrift"  bei  der  Verwaltung

erhoben  werden  können,  geeignet  sei auch  nur  einzelne  an

20 VGHMannheim,Llrt.v.g.g.»o;io -5Szi3z/i7,juris,Rn.5i.
21  Bayerisches  Staatsministerium  für  Wohnen,  Bau und Verkehr,  Pla-

nungshilfen  2018/19,  S. ,io7.

22 Siehe nicht  nur  E3 4a IV BauGB, sondern  wegen  der Covid-ig-Pande-
mie das PlanungssichersteIlungsgesetz  vom 20. 5. 2020 (BGBI. I

S. io4'i),  das große  Teile von Planungs-  und Genehmigungsverfahren
ins Internet  verlagert  hat.

23 Weitgehende  Einigkeit  herrscht,  dass §3 ll BauGB eine Stellung-
nahme  per E-Mail  nicht  ausschließt,  siehe etwa  OVG Schleswig,  Urt.

v. i5. 3. 2018-1  KN 4/i5,  juris,  Rn. 37; Schmitt-Eichstaedt,  ZfBR 2020,

350 (350)

24 Siehe VGH München,  Urt. v. io. 7. 1995 -  14 N g4/ii58,  juris,  «. Leit-
satz, wünach  der Hinweis,  dass Bedenken  und Anregungen,,in  der

Stadtverwaltung"  vorgebracht  werden  können  ausreicht;  Schmitt-

Eichstaedt,  ZfBR 2020,  350 (351)

25 Cfü'C/Mgrister,Urt.v.zi.i.»ü'ig-'ioD;i3/i7.NE,juris.

26 01/C#gnsfer,Urt.v.zi.i.zoig-ioD;i3/i7.NE,Rn.6o,juris.

Formulierung,  wonach  der,,betroffenen  Öffentlichkeit"  Gelegenheit

zur Stellung-  und Einsichtnahme  gegeben  werde,  wurde  von dem
Gericht  als unzutreffende  Einschränkung  angesehen,  siehe  OVG

Münster,  Urt.  V. 21. 1. 2019 -10  D 23/17.NE, Rn. 62.ff.,  juris.

28 Siehe8l/erwG;Beschl.v.;i8.i.igg7-4NB3g/g6,juris,Rn.g.

29 0l/C7Mgnsfe4Urt.v.zi.'i.»oig-ioD;i3/'i7.NE,Rn.65.ff.,juris.
3o OVG Münster,  Urt.  v. i4. 3. 2019 -  2 D 7i/i7.NE,  juris,  Rn. 46ff.;  auch

OVG Münster,  Urt.  v. g. g. 2019-10  D 36/i7.NE,  juris.

3i Ministerium  für  Heimat,  Kommunales,  Bau und Gleichstellung  des
Landes Nordrhein-Westfalen,  Hinweise  in der Bekanntmachung  vün

AusIegungsbeschIüssen  kommunaler  Bauleitpläne  nach  !3
BauGB, Erlass zur OffenIage-Bekanntmachung  an die Städte  und

Gemeinden  in Nordrhein-WestfaIen,  26. g. :ioi8.
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der Bauleitplanung  interessierte  Bürger  von  der Erhebung

von  Stellungnahmen  abzu1ia1ten.33  Was die im Bekanntma-

chungstext  getroffene  Einschränkung  auf  schriftliföe  oder

zur Niedersförift  vorgetragene  Stellungnahmen  angelie,  so

habe  das BVeruiG  entschieden,34  dass eine  derartige  Formu-

lierung  keinen  Verstoß  gegen  die gesetzliche  Vorschrift  dar-

stelle.  Vielmelir  sei es erforderlich,  dass die gegen  einen  Plan-

entwurf  erhobenen  Bedenken  schriftlich  fixiert  würden,  um

zu gewährleisten,  dass sie aucli  mit  dem  ilinen  gebühreriden

Gewicht  im  Ralimen  des Planaufstellungsverfahrens  Berück-

sichtigung  finden.35  Insoweit  bestand  zwischen  den beiden

Oberverwaltungsgerichten  kein  Dissens.

Der  Ansicht,  dass eine  derartige  Einschränkung  geeignet  sei,

einzelne  Bürger  von  einer  Beteiligung  im  Aufstellungsverfah-

ren abzuhalten,  konnte  der Senat  aus Koblenz  indes  nicht

folgen.-"'  So sei bereits  davon  auszugehen,  dass der Begriff

der Schriftlichkeit  in einem  weiten  Sinne  zu verstehen  sei.

Hierunter  fielen  sowohl  die Fälle  der gewillkürten  als aucli

der gesetzlich  angeordneten  Schriftform.  Aufö  was die elek-

tronisclie  Übermittlung  angehe,  sei eine  einfaclie  E-Mail

nicht  von  vornherein  ausgeschlossen.  Auch  in einer  E-Mail

werde  der  Inhalt  schriftlich  fixiert  und könne  damit  als

Grundlage  einer  fundierten  Abwägung  des Satzungsgebers

lierangezogen werden. Soweit S 3 a II 1 VwVfG  bestimmte
Anforderungen  an die elektronische  Form  stelle,  wenn  diese

eine gesetzlich  angeordnete  Schriftform  ersetzen  solle,  solle

hiermit  insbesondere  die  Authentizität  des  Schriftstücks

gewährleistet  werden.  Diese  Funktion  trete  indessen  bei der

Erhebung  von  Einwendungen  gegen  einen  Planentwurf,  bei

dem  es vorrangig  auf  den  Inhalt  der  Stellungnahme

ankomme,  in  den  Hintergrund.37

Selbst  dann,  wenn  einfache  E-Mails  niclit  per  se als schrift-

lich  erhobene  Einwendungen  anzusehen  wären,  werde  durch

das Schriftlichkeitserfordernis  kein  derart  großes  Hindernis

aufgebaut,  dass  einzelne  Bürger  von  einer  Beteiligung  im

Aufstellungsverfahren  abgehalten  werden  könnten.  Vielmehr

stünde  es einem  möglichen  Einwender  im Einzelfall  offen,

sich  an die Behörde  zu wenden  und  mit  ihr  die Abgabe  einer

Stellungnahme  in  Form  einer  E-Mail  abzuspreföen.  Eine

derartige  Abstimmung  mit  der  Behörde  sei dem  an einer  Pla-

nung  Interessierten  ohne  Weiteres  zuzumuten.38

c) Reaktion  des  OVG  Münster

Die  Richterinnen  und  Richter  aus Nordrhein-Westfalen  zeig-

ten  sifö  trotz  der auch  in der Literatur  an ihrer  Rechtspre-

chung  geäußerten  Kritik39  von  der Reaktion  aus Koblenz

unbeeindruckt."o  Sie blieben  bei ihrer  Ansicht,  eine Offenla-

gebekanntmachung  nur  mit  dem  Hinweis  auf schriftliclie

oder  zur  Niederschrift  vorgebrachte  Stelfüngnalimen  genüge

den Anforderungen  des S 3 II BauGB niföt.

Die Kritik  an der eigenen  Reclitsprechung,  man  habe die

einschlägige  Entscheidung  des BVerwG,  das keine  konkrete

Form  für  eine niedergeschriebene  Einwendung  vorgegeben

habe,  falsch  verstanden,  veranlasste  das Gericht  nicht, seine

kritisierte  Judikatur  aufzugeben. Abgeselien davon, dass
auch  der Begriff  der Niederschrift  in der Rechtsprecliung

geklärt  sei, sei im hier  maßgeblichen  Zusammenhang  alleit)

entsclieidend,  ob ausgehend  von  der strengen  Rechtspre.

chung  zu  irreführenden  Refötsmittelbelehrungen  der  ir

Rede steliende  Zusatz  geeignet  sein könnte,  aucli  nur  ein

zelne an der Bauleitplanung  interessierte  Bürger  von  Stel

lungnahmen  zu  der  Planung  abzulialten.  So habe  da:

BVeruiG  im  Beschluss  vom  IO. 6. 2020  den  Zusatz,  es könn

ten  ,,schriftliche  Hinweise,  Anregungen  und Bedenken'

abgegeben  werden,  als eine  unzulässige  Einschränkung  ange

sehen.41  Er vermittle  den  Eindruck,  dass eine  Beteiligung  nu

in dieser  Form  erfolgen  könne.  Das berge  die Gefahr,  das

ein interessierter  Bürger,  der zur  Abgabe  einer  schriftlichei

Stellungnahme  niclit  in der Lage  sei, andere  Möglichkeitei

der Beteiligung  von  vornherein  nicht  in Erwägung  ziehe

Nichts  anderes  habe  man  im  Ergebnis  mit  Blick  auf  den  feh

lenden  Hinweis,  Stellungnahmen  beispielsweise  aucli  per E

Mail  abgeben  zu können,  entschieden.42

Weshalb  die Formulierung  ,,scfüiftlich"  in einem  weiterei

Sinne  und  nicht  - zumal  in Verbindung  mit  der Formulie

rung  ,,oder  zur  Niederschrift"  -  wie  allgemein  im  Rechtsvei

kebr  üblich  zu verstehen  sein soll,  erschließe  sich  niföt.  Di

Formulierung  ,,schriftlich"  sei so eindeutig,  dass  für  ein

andere  Auslegung  grundsätzlich  kein  Raum  bleibe.  Der  Ein

wand,  diesem  Verständnis  stehe  die  Planungspraxis  i

Deutschland  entgegen,  sei nicht  nachvollziehbar,  denn  fü

die Beurteilung  der  Rechtslage  komme  es arif  die gesetzlich

Regelung  an. Selbst  wenn  man  ausgeliend  davon,  dass di

Stellungnahmen  zu einem  Planentwurf  im Aufstellungsvei

fahren  keinem  gesetzlichen  Scfüiftformerfordernis  unterlit

gen, nicht auf die Vorg,aben des S 126 I BGB abstelle un

unter  ,,schriftlich"  auch  einen  in elektronischer  Form,  etw

per  E-Mail,  übermittelten  Text  verstehen  wollte,  sei in dit

sem  Zusammenhang  allein  maßgeblich,  dass  der  besagl

Zusatz  geeignet  sein könnte,  auch  nur  einzelne  an der Bar

leitplanung  interessierte  Bürger  von  Stellungnahmen  zu di

Planung  abzuha1ten.43

Ausgehend  von  den für  Rechtsbehelfsbelehrungen  geltende

Grundsätzen  sei das der Fall,  weil  ein Bürger,  der entspri

chend  dem  Zusatz  eine schriftliche  Stellungnahme  oder  eir

Stellungnahme  zur  Niederschrift  für  erforderlicli  hielte,  ui

seine Einwendungen  vortragen  zu können,  durch  dieses  ve

meintliföe  Formerfordernis  davon  abgehalten  werdc

könnte,  eben  dies zu tun.  Dabei  spiele  es keine  Rolle,  ob di

betreffende  Bürger  den  mit  der schriftlichen  Abfassung  eini

Stellungnalime  verbundenen  zeitlichen  und  materiellen  Au

wand  scheue  oder  ob er mittlerweile  dieser  Form  der Kon

OVG Koblenz, Urt. v. io. 6. 202C) -  8 C ii4o3/ig,  juris,  Rn. 35.
BVerwG, Beschl. v. ;i8. i. igg7  -  4 NB 3g/g6,  juris,  Rn. g.
OVG Koblenz, Urt. v. io. 6. 2020 -  8 C ii4o3/ig,  juris,  Rn. 36.
OVG Koblenz, Urt. v. io. 6. 202C) -  8 C ii4o3/ig,  juris,  Rn. 38.
OVG Koblenz, Urt. v. io. 6. 2020 -  8 C ii4o3/'ig,  juris.,  Rn. 3g.
OVG Koblenz, Urt. v. 'io. 6. 2020 -  8 C ii4o3/ig,  juris., Rn. 4o mit  Vi
weis auf  BVerwG, Beschl. v. ;i7. 5. 2013 -  4 BN 28.13, juris,  Rn. 7.
Siehe etwa Schmitt-Eichstaedt,  ZfBR 2020, 350 (35of.).
OVG Münster,  Urt. v. ,i6. 10. 2020-10  D 66/i8.NE,  juris.

Siehe BVerwG, Urt. v. io. 6. 2020 -  4 BN 55/'ig, juris,  Rn. 6.
OVG Münster,  Urt. V. 26. 10.  2020-10  D 66/*8.NE,  juris.  Rn. (n.

OVG Münster,  Urt. V. 26. 10. 2020-10  D 66/i8.NE,  juris,  Rn. 64ff.
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munikation  vollständig  entwöhnt  sei und  ausschließlich  und

spontan  nur  noch elektronisch  kommuniziere.44

Deshalb  teile  man  auch  die Einschätzung  des OVG Koblenz

nicht,  dass durch  die Forderung  einer  schriftlichen  Stellung-

nahme  oder  einer  Stellungnahme  zur  Niederschrift  kein  Hin-

dernis  aufgebaut  werde,  von  dem  sich  einzelne  Bürger  von

einer  Beteiligung  im Aufstellungsverfahren  abhalten  lassen

würden.  Dass  es einem  an der  Bauleitplanung  interessierten

Bürger  im  Einzelfall  offen  stehen  mag  rind  zudem  zumutbar

sein soll,  sich  an die Verwaltung  zu wenden  und  mit  ihr  die

,Abgabe  einer  Stellungnahme  in Form  einer  E-Mail  zu verein-

l)aren,  ändere  nichts  daran,  dass die Formulierung,  Stellung-

Bahmen  seien ,,schriftlich  oder  zur Niederschrift"  abzuge-

ben, so verstanden  werden  könne  wie  sie der  Senat  verstehe.

Angesichts  der für  den Bürger  mit  einer  solchen  Form  der

Stellungnahme  verbundenen  Mühen  sei nicht  auszuschlie-

ßen, dass er - ohne  sicli  bei der Verwaltung  nach  den Stel-

lungnahmemöglichlceiten  zu erkundigen  - lieber  ganz  auf

eine Stellungnahme  verzichte.  Dem  Bürger  zuzumuten,  er

möge  sich  im  Hinblick  auf  unzweideutig  formulierte  Inhalte

öffentlicher  Bekanntmachungen  Auslegungshilfe  bei der  Ver-

waltung  holen,  entspreche  jedenfalls  nicht  den dargelegten

Grundsätzen,  wie  sie zu Rechtsmittelbelehrungen  entwickek

worden  seien."s

it folgen  konnten  die  Münsteraner  Richterinnen  und

iter  ferner  der  Auffassung  des OVG  Koblenz,  der  Bürger,

sich  durch  das für  eine  Stellungnahme  zum  Planentwurf

iulierte  Formerfordernis  von  einer  solchen  habe  abhal-

lassen,  sei nicht  gehindert,  die  unterlassene  Stellung-

me in  einem  gegen  den  Bebauungsplan  gerichteten

tclitsverfahren  nachzuholen.  Denn  eine  solche  nachge-

e Stellungnahme  würde  dem  Zweck  der Öffentlichkeits-

iligung,  schon  während  der Aufstellung  des Bebauungs-

ts unter  anderem  die  nicht  offensichtlichen  privaten

ressen der Planbetroffenen  auszuloten  und  das Abwä-

gsmaterial  zusammenzustellen,  ersichtlich  nicht  dienen.""'

Entscheidungdurch  Leipzig:  Hinweis  aufE-Mai/

nichterforder/ich

:hdem  das OVG  Münster  auch  nach  dem  Widerspruch

Kolleginnen  und  Kollegen  aus Koblenz  bei  seiner  Auffas-

4 blieb, war  es letztlich  eine nur  eine  Frage  der Zeit,  bis

auch  das BVerwG  in dieser  Sache  äußern  und  eine  ein-

liche Auslegung von  S 3 II 2 BauGB  herbeifül'iren  würde.

Beschluss  vom  7. 6. 2021  liat  es sich  - so knapp  wie

leutig  - der Rechtsprechung  aus Rheinland-Pfalz  ange-

ossen."z

Bekanntmachung  zur  Öffentlichkeitsbeteiligung,  so lial-

d;e Leipziger  Richterinnen  und  Richter  die eigene  Recht-

'Chung  fest,  habe  in einer  Weise  zu erfolgen,  die geeignet

dem an der beabsichtigten  Bauleitplanung  interessierten

ger sein Interesse  an Information  und  Beteiligung  durch

egung  und  Bedenken  bewusst  zu machen  und  dadurch

ieindliche  Öffentlichkeit  herzustellen.  Sie müsse  daher  so

nuliert sein,  dass  ein  Bürger  niföt  davon  abgehalten

de, sich am Verfahren  zu beteiligen.  Sie dürfe  aus diesem

Geht das auch per E-Mail? - Dombertl  Aufsätze

Grund  lceine Zusätze  enthalten,  die geeignet  sein könnten,

auch  nur  einzelne  Bürger  von  der Einreichung  von  Stellung-

nahmen  abzuhalten.  Besondere  Anforderungen  an die Form

solföer  Stellungnahmen  sehe  das  Gesetz  -  im  Gegensatz

etwa  zu  den  Einwendungen  im  Planfeststellungsverfahren

nafö  S 73 IV 1 VwVfG  - nicht  vor.  Aus  ihrer  Funktion  folge
aber, dass sie sföriftlich  fixiert  sein  müssten;  nur  so könnten

sie verlässlich  in die weiteren  Überlegungen  der planenden

Behörde  einfließen.  In  welcher  Weise  sie der Gemeinde  über-

mittelt  würden,  sei damit  nicht  festgelegt."s

Gemessen  hieran  erweise  sich  der Zusatz,  dass Stellungnah-

men  ,,schriftlifö  oder  mündlich  zur Niederschrift"  vorge-

bracht  werden  können,  als unschädlicli.  Diese  Rechtsansicht

sei durch  die technische  Entwicklung  und  den Bedeutungs-

zuwaclis  der elektronischen  Kommunikationsmöglichkeiten,

insbesondere  durch  den E-Mail-Verkehr,  nicht  überholt.  Sie

stelle  maßgeblich  darauf  ab, dass die Stellungnahme  textlich

festgehalten  sein  und  insoweit  in eine  Form  gebracht  werden

müsse,  durcli  die sie dauerhaft  dokumentiert  werde  und  mit

der auf  sie als aktenkundig  im Laufe  des Verfahrens  ohne

Schwierigkeiten  zurückgegriffen  werden  könne.  In welcher

Weise  die Stellungnahme  "verschriftlicht"  und  anschließend

an den Empfänger  übermittelt  werde  -  ob als Brief,  als Tele-

fax  oder  etwa  in elektronischer  Form  als E-Mail  -,  sei damit

nicht  einschränkend  festgelegt.  Nichts  anderes  folge  daraus,

dass bei einer  gesetzlich  angeordneten  Schriftform  wie  etwa

in S 81 VwGO  dem Medium,  mit  dem eine Äußerung  nie-

dergelegt  werde,  wegen  der Anforderungen  an den Nach-

weis  der  Identität  und  des Verkehrswillens  des Urhebers  grö-

ßere Bedeutung  zukomrne,  die elektronische  Form  der  Über-

mittlung  demnach  nicht  ohne  'Weiteres  erfasst  werde  und  -

etwa  in S 55 a VwGO - ausdrücklich  aufgefülirt  werden
müsse,  wenn  sie ebenfalls  zugelassen  werden  soll.  Denn  auf

eine solche  gesetzliche  Anordnung  -  oder  gar  eine  Regelung,

mit  der wie  etwa  in S 70 I 1 VwGO  eine selbständige  elek-
tronische  Form  gesföaffen  werde  -  nehme  der  Hinweis  nicht

Bezug.  Der  Begriff  der  Schriftlichkeit  und  des Sclireibens  sei

folglich  wie  im  alltäglichen  Sprachgebrauch,  nach  dem  auch

eine  E-Mail  "geschrieben"  werde,  weiter  zu verstehen.""

Im  Übrigen  dürfe  als  Adressat  der  Bekanntmachung  der

mündige  Bürger  vorausgesetzt  werden,  der sich  nicht  durch

vermeintliche  Unklarheiten  von  der  Wahrnelimung  seiner

Rechte  abhalten  lasse. Dies  gelte  insbesondere  im  vorliegen-

den Zusammenhang.  Ein interessierter  Bürger,  der gerade

auf  die Vorteile  einer  unkomplizierten  und  leicht  zugängli-

clien  elektronischen  Kommunikation  setze,  wird  sich  gegebe-

nenfalls  im  Wege  der  einfaclien  Möglichkeit  einer  Nachfrage

per  E-Mail  bei der Belförde  vergewissern,  dass Stellungnah-

44 (X/C/l4gnsfer,Urt.v.z6.'io.;ozü-ioD66/i8.NE,juris,Rn.68.
45 0l/C;44tjnster,Urt.v.z6.io.zozo-ioD66/'i8.NE,juris,Rn.6g.
46 0VC7Mgrister,Urt.v.z6.*o.;o»o-ioD66/i8.NE,juris,Rn.7o.
47 8VerwG, Beschl. v. 7. 6. 2021 -  4 BN 50/20, LKV 2021, 462 (in diesem

Heft).

48 BVerwG, Beschl. v. 7. 6. 2021 - 4 BN 50/20, 462, Rn. 3 (in diesem
Heft).

4g BVerwG, Beschl. v. 7. 6. 2C)21 - 4 BN 50/20, LKV 2021, 462, Rn. 4 (in
diesem Heft).
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men  fristgereclit  aufö  auf  elektronisföem  Wege  übermittelt

werden  können."o

2. Stellungnahme

Die zwisclien  den Gerichten  erßrterte  Frage  mag zunäclist

banal  ersföeinen.  Die  praktisföen  Auswirkungen  aber  sind

erheblich.  Denn  immer  wieder  führen  formale  Fehler  zur

Unwirksamkeit  komplexer  P1anungen.51  Es ist  daher  zu

begrüßen,  dass das BVeruiG  hier  für  Klarheit  gesorgt  hat.

Auch  wenn  die  Argumente  der  Richterinnen  und  Richter  aus

Münster  für  sich genommen  nachvollzielibar,  ja  in  ihrer

Anlehnung  an die zu Rechtsbehelfsbelehrungen  entwickelten

Grundsätze52  dogmatiscli  sogar  überzeugend  sind,  spricht

nicht  zuletzt  die  Planungspraxis  für  die  pragmatische

Lösung  der  Senate  aus Koblenz  und  Leipzig.  Ein  Grund,  den

das OVG  Münster  gerade  niföt  gelten  lassen  wollte,  der

aber  für  die anderen  Gericl'ite  vielleicht  sogar  entscheidend

war.  Man  stelle  sich die Auswirkungen  vor,  die eine Ent-

scheidung  des BVetwG  im  Sinne  der  nordföein-westfäli-

schen  Auffassung  gehabt  hätte:  Landauf,  landab  wären  Bau-

leitpläne  und  andere  Planungen  reihenweise  von  den Ober-

verwaltungsgerichten  aufgehoben  worden.53

Freilich  müssen  Gerichte  riach  Recht  und  Gesetz  und  nicht

nach der  Verwaltungspraxis  entscheiden.  Es wäre  indes

lebensfremd,  anzunehmen,  Richterinnen  und Richter  wiir-

den bei der Auslegung  von  Gesetzen  nicht  auch  die Folgen

ihrer  Entscheidung  berücksichtigen.  Und  nicht  nur  die Kon-

sequenz,  das den olinehin  schon  regelmäßig  fehlerbehafteten

Bauleitplänen  nachträglich  eine weitere  Fehlerquelle  hinzu-

gefügt  worden  wäre,  spricht  für  den  Leipziger  Beschluss.  Die

Vielgestaltigkeit  moderner  Kommunikationsformen  und  ilire

Offenheit  für  künftige  Entwicklungen  hätten  -  den Grund-

sätzen  zu  den  Reclitsbehelfsbe1ebrungen  folgend  - dazu

geführt,  dass Offen1agebekanntmachungen
 fortan  jedes  in

Betracht  kommende  Medium  der Beteiligung  liätten  nennen

müssen.s" Ein  Ansprucli,  dem  sie kaum  hätten  gerecht  wer-

den  können.  Es dürfte  in  der  Tat  der  mündigen  Bürgerin  und

dem  mündigen  Bürger  zumutbar  sein, sich im Zweifel  bei

der Gemeinde  nach  den möglichen  Übermittlungswegen  zu

erkundigen.

IV.  Fazit

Die Auseinandersetzung  der  Oberverwa1tungsgerichte  und

die Entscheidung des BVeruiG  - wie  auch  die Judikate zur

Angabe  der Arten  umweltbezogener  Informationen  -  haben

einmal  mehr  gezeigt,  dass der Einhaltung  formaler  Anforde-

rungen  an das Bauleitplanverfahren  erhebliclie  Bedeutung

zukommt-  Wie  sich  eine Gemeinde  städtebaulicli  entwickeln

will,  obliegt  allein  ilir.  Das  Ergebnis  dieser  kommunalen  Pla-

nungshoheit  wird  - solange  dem  Gebot  gerechter  Abwägung

Genüge  getan  ist - von  den Verwa1tungsgerichten  respek-

tiert,  oline  dass es auf  die städtebariliche  Sinnhaftigkeit  einer

Planung  ankäme.  Mit  dieser  Zurückhaltung  im Materiellen

geht  jedoch  eine gesteigerte  Bedeutung  der  formalen  Aspekte

einher.  Schon  ein  einziger  Fehler  kann  hier  dazu  führen,  dass

ein ganzer  Plan  aufgehoben  wird.  Die  Fehleranfälligkeit  von

Bekanntmachungen  -  auch  des beschlossenen  Bebauungspla-

nes nach S 10 III BauGB - drängt zu der Empfehlung,  dass

planende  Gemeinden  sich am Gesetzeswortlaut  ausrichten

und sich mit  überobligatorischen  Angaben  zurückhalten

sollten.  Wie  so oft  gilt:  Weniger  ist  manchmal  mehr.

5o ElVerwG, Beschl. v. 7. 6. 2021 - 4 BN 50/2ü, LKV 2021, 462, Rn. 5 (ir

diesem Heft).

5'i Siehe etwa die Entscheidung  zum Regionalplan  Uckermark-Barnirr

OVG 8er1in-8randenburg,  Urt. V. 2. 3. 2021 - OVG io A i7.i7, juris, ir

der die ordnungsgemäße  OffenIagebekanntmachung  ebenfalls  eirn

entscheidende  Rülle spielte. Diese hatte  - im Gegensatz  zu den hie

in Rede stehenden  Formulierungen  - nur datauf  hingewiesen,  das

Stellungnahmen  an die Post- oder die E-Mail-Adresse  der Antrags

gegnerin  zu senden seien. Nach Auffassung  des Gerichts  war diese

Hinweis geeignet, bei einem verständigen  Leser den Eindruck zi

erwecken,  dass Stellungnahmen  schriftlich  einzureichen  sind. Diej«

nigen, die bei der Planungsbehörde  vorsprechen  wollten,  konnte

sich davon abgehalten  sehen.

52 Siehe Hoppe, in: Eyermann, VerwaItungsgerichtsordnung,  i5. Auf

(2019), E3 58 Rn. i8.

53 Ein Verstoß gegen § 3 ll 2 BauGB ist nach S 2141 Nr. ;i BauGB für  di

Wirksamkeit  des Plans beachtlich,  soweit  nicht  E3 214 IV BauGB un

F3 215 BauGB eingreifen,  Schink(o.Fußn.  61 E3 3 Rn iog  m.w.N.

54 Heyn, NWVBI. 2021, 187 (igo), hätte  es für  ausreichend  gehalten,  m

textlichen  Öffnungsklauseln  zu arbeiten  und die,,insbesondere"

Betracht  kommenden  Möglichkeiten  zur Stellungnahme  aufzuzä

len.
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